SIM 2 13-4-22
"Den gesellschaftlichen Zusammenhalt festigen"
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Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Putins Überfall auf die Ukraine zwingt uns in vielerlei Hinsicht zur Neuausrichtung unserer Politik. In den letzten vier Wochen haben wir als Bundesregierung schnell und entschlossen notwendige Entscheidungen getroffen. Aber ich sage auch: Putins Krieg kann und wird nicht dafür sorgen, dass wir unsere Haltung und unsere Werte aufgeben.
Die neue Bundesregierung steht dafür ein, dass wir eine starke und solidarische Gesellschaft sind und bleiben - nach innen und nach außen. Gerade jetzt kommt es darauf an, den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu festigen. Gerade jetzt geht es darum, dass sich alle auf soziale Sicherheit in unserem Land verlassen können. Gerade jetzt geht es darum, dass wir besonders diejenigen nicht aus dem Blick verlieren, die es auch sonst, in anderen Zeiten nicht leicht haben. Wir werden in diesen schweren Zeiten die Werte unserer sozialen Demokratie nicht preisgeben. Das ist unsere feste Überzeugung.
Meine Damen und Herren, mit dieser Haltung müssen wir jetzt diese Krise meistern. Und das bedeutet: Wir müssen klare Prioritäten setzen. Ich sehe es als meine Aufgabe als Arbeits- und Sozialminister an, vor allen Dingen dafür zu sorgen, dass bei all dem, was wir tun, sozialer Ausgleich herrscht. Ich sage Ihnen ganz deutlich: Wo notwendig, werde ich für soziale Gerechtigkeit in meinem Amt auch streiten.
Drei Dinge gilt es jetzt anzupacken:
Erstens. Wir müssen dafür sorgen, dass auch in dieser neuen Wirtschaftskrise durch sichere Arbeitsplätze soziale Stabilität entsteht.

Wir haben in der Pandemie den Arbeitsmarkt robust durch die Krise gebracht. 
Ich sage Ihnen an dieser Stelle: Ich bin diesem Bundestag dankbar, dass wir es in den letzten Tagen geschafft haben, Kurzarbeitsregeln noch einmal anzupassen. 
Mein Ziel ist, den deutschen Arbeitsmarkt auch durch diese Krise robust zu bringen. Wir werden um jeden Arbeitsplatz kämpfen, meine Damen und Herren.

Zweitens. Es geht darum, die sozialen und die wirtschaftlichen Folgen abzufedern. Wir sehen heute massive Preissteigerungen, nicht nur an der Zapfsäule, sondern bei Heizkosten, bei Stromkosten, auch bei Lebensmitteln. Wenn wir jetzt denen, die in Not sind, nicht helfen, dann verpassen wir unserer Aufgabe, dann wir es schnell kalt in unserem Land. 
Deshalb haben wir in den letzten Wochen Entlastungspakete auf den Weg gebracht, um Härten abzufedern - nicht mit der Gießkanne, sondern sozial ausgewogen: mit dem Heizkostenzuschuss, dem Kindersofortzuschlag, dem Zuschlag für Menschen in der Grundsicherung, der Erhöhung des steuerlichen Grundfreibetrages, mit der Abschaffung der EEG-Umlage. 
Vorgestern Nacht hat die Koalition noch einmal eine große Schippe draufgelegt: mit weiteren Entlastungen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und Selbstständigen, mit einer Energiekostenpauschale in Höhe von 300 Euro als Zuschuss zum Gehalt bzw. für Selbstständige als Abzug von der Steuer, mit dem Familienzuschuss in Höhe von 100 Euro für jedes Kind in Deutschland, mit der Verdoppelung der Einmalzahlung auf 200 Euro für erwachsene Leistungsberechtigte in den sozialen Grundsicherungssystemen und mit weiteren Maßnahmen zur Mobilität.

Ich sage, weil auch das ein Thema ist: Von vielen dieser Maßnahmen werden übrigens auch Rentnerinnen und Rentner profitieren. Der Zuschlag für Menschen in der Grundsicherung wird auch für Rentnerinnen und Rentner gezahlt, die in der Grundsicherung sind. Beim Heizkostenzuschuss sind 46 Prozent derjenigen, die davon profitieren werden, Rentnerinnen und Rentner. Von vielen anderen Dingen auch werden sie profitieren. Wir kümmern uns um die, die es schwer haben in dieser Zeit, und darauf kann sich jeder verlassen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Solidarität brauchen aber auch jene - und das ist mein dritter Punkt -, die jetzt als Geflüchtete bei uns Schutz suchen. Da geht es erst einmal um die akute Versorgung der Menschen. Hier leisten viele Bürgerinnen und Bürger in unserem Land Großartiges, als Ehrenamtliche und Hauptamtliche. Ich glaube, ich spreche im Namen des gesamten Hauses, wenn ich ihnen dafür einen herzlichen Dank sage.

Die Menschen, die vor Putins Krieg aus der Ukraine fliehen, brauchen sofortige humanitäre Hilfe, aber viele von ihnen brauchen auch eine dauerhafte Bleibeperspektive. Dafür müssen wir und werden wir einen schnellen Zugang zum Arbeitsmarkt schaffen. Sprach- und Integrationskurse haben wir geöffnet. Aber wir brauchen auch Schul- und Kitaplätze. Wir müssen einen Weg finden, um die Qualifikationen, die viele Menschen mit sich bringen, schnell anzuerkennen. Ich werde deshalb in der kommenden Woche Wirtschaft, Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbände, Bund und Länder an einen Tisch holen, um über Arbeitsmarktintegration zu sprechen. Alle müssen jetzt an einen Tisch, alle müssen jetzt an einem Strang ziehen.
Ich will es noch einmal sagen: Es geht in erster Linie um humanitäre Hilfe, aber es geht auch darum, für die Menschen, die die Chance haben wollen, zu arbeiten, diese Möglichkeit auch zu schaffen.
Ich sage an dieser Stelle aber auch sehr deutlich: Wir dürfen es als Gesellschaft nicht zulassen, dass in dieser Situation die Not von Geflüchteten ausgenutzt wird und sie von Scharlatanen ausgebeutet werden. Deshalb die klare Ansage: Wir müssen und werden dafür sorgen, dass die Menschen, die so viel durchlitten haben, jetzt nicht Opfer von Abzocke oder Ausbeutung - auch nicht in der Arbeitswelt - werden.

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir haben es in der Pandemie gesehen und erlebt: Unser Sozialstaat ist die tragende Säule für sozialen Zusammenhalt in unserem Land, für eine starke und widerstandsfähige Gesellschaft nach innen und nach außen. Deswegen sage ich ganz klar: Wir werden es nicht zulassen, dass diese Krise missbraucht wird, um den Sozialstaat zu schwächen. Ja, es ist richtig, wir müssen und wir werden mehr in die Ausrüstung der Bundeswehr und in die äußere Sicherheit investieren - ich unterstütze das ausdrücklich -, aber wir müssen auch in die Menschen und in die soziale Sicherheit investieren. Es darf kein Entweder-oder geben.
Wir brauchen beides: äußere Sicherheit sowie inneren und sozialen Frieden. Wir dürfen nicht Rente gegen Rüstung ausspielen in dieser Gesellschaft, und übrigens auch nicht Geflüchtete gegen Einheimische. Das ist das, was wir als widerstandsfähige Gesellschaft brauchen.
Gerade deshalb ist es wichtig, dass wir andere Aufgaben nicht vernachlässigen. Wir werden den Mindestlohn zum 1. Oktober auf 12 Euro erhöhen, damit diejenigen, die den Laden am Laufen halten, die hart arbeiten in dieser Gesellschaft, tatsächlich den Lohn bekommen, der ihnen auch zusteht.

Deshalb ist es richtig, dass wir die Renten stabil halten, und zwar für alle Generationen. Deshalb ist es richtig, dass wir uns um das Thema Fachkräfte, um die Frage von Ausbildung und Qualifizierung kümmern, damit die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von heute auch die Chance haben, in Zeiten des Wandels die Arbeit von morgen zu machen. Deshalb ist es richtig, dass wir für mehr Respekt und mehr soziale Sicherheit sorgen, beispielsweise mit der Einführung der Kindergrundsicherung und des neuen Bürgergeldes.

Meine Damen und Herren, die Krise zu meistern und für sozialen Fortschritt zu sorgen, das ist der gemeinsame Anspruch von SPD, Bündnis 90 und den Grünen in der Ampelkoalition.
Ich kann Ihnen das auch ernsthaft nachweisen. Ich bin Bundesfinanzminister Christian Lindner sehr, sehr dankbar, dass er schon vor dem Koalitionsausschuss deutlich gemacht hat, dass wir beispielsweise weitere Zuschläge auf die Grundsicherung brauchen. Diese Koalition findet zusammen und tut das Richtige, und dafür bin ich Ihnen als FDP besonders dankbar. - Damit habe ich diesen Fehler nun ausgebügelt.

Meine Damen und Herren, ich will noch mal unterstreichen: Wir sind in ernsthaften Zeiten. Wir stehen vor sehr, sehr großen Herausforderungen. Wir müssen darauf achten, dass unsere Gesellschaft diese Krise widerstandsfähig übersteht. Übrigens müssen wir auch hinsichtlich der vielen Veränderungen, die nach dieser Krise stattfinden werden, Halt und Stabilität geben. Deshalb darf man wirtschaftlichen Erfolg, ökologische Vernunft und soziale Gerechtigkeit nicht gegeneinander ausspielen. Wir setzen auf digitalen Fortschritt. Wir setzen auf ökologischen Fortschritt. Aber das geht nur mit sozialem Fortschritt in Deutschland. Dafür arbeiten wir.
Herzlichen Dank.


30. März 2022 
Rede von Bundesentwicklungsministerin Svenja Schulze beim Berlin Energy Transition Dialogue
Video https://www.bmz.de/de/aktuelles/reden/ministerin-svenja-schulze/220330-rede-berlin-energy-transition-dialogue-106416
https://youtu.be/Pelq7XTYRP8
https://www.youtube.com/watch?v=Pelq7XTYRP8
Sehr geehrter Herr Minister Kwarteng, 
sehr geehrte Frau Exekutivsekretärin Espinosa, 
Exzellenzen,
sehr geehrte Gäste,
Der russische Angriffskrieg in der Ukraine hat unermessliches Leid mit sich gebracht und die Welt von einem Tag auf den anderen grundlegend verändert. Zu Recht hat Kanzler Scholz von einer Zeitenwende gesprochen. Der Krieg rüttelt an alten, vermeintlichen Gewissheiten – in der Sicherheitspolitik, aber auch in der Energiepolitik. Denn er führt uns schonungslos vor Augen, wie gefährlich die Abhängigkeit und Nutzung von fossilen Brennstoffen ist – nicht nur langfristig, sondern ganz unmittelbar. 
Aber eine Krise verjagt leider nicht alle anderen. Im Gegenteil: Krisen verstärken sich. Die Covid-Pandemie ist noch nicht ausgestanden. Und wie der neue Bericht des Weltklimarats zeigt, schreitet auch der Klimawandel weiter voran: Treibhausgas-Emissionen nehmen wieder zu. Schon jetzt ist knapp die Hälfte der Menschheit durch die Klimakrise akut gefährdet. Und das Zeitfenster, das der Menschheit zum Handeln bleibt, schließt sich bald. 
Um aus dem Krisenbekämpfungsmodus heraus zu kommen, müssen wir Sicherheit umfassender denken und präventiv in die menschliche Sicherheit investieren. Hierbei spielt der Klima-und Umweltschutz eine zentrale Rolle. Wenn wir weitere Katastrophen, Destabilisierung und Krisen vermeiden wollen, müssen wir – trotz Corona, trotz Krieg – beim Klimaschutz zum noch schnelleren Handeln kommen, um die Erderwärmung tatsächlich nicht über 1,5 Grad ansteigen zu lassen.
Dem Energiesektor kommt dabei eine Schlüsselfunktion zu: Er ist für mehr als zwei Drittel der Treibhausgasemissionen weltweit verantwortlich. Und der weltweite Energiebedarf wächst kontinuierlich: bis zum Jahr 2040 könnte sich der weltweite Bedarf um ein Drittel erhöhen. Gerade Entwicklungs- und Schwellenländer brauchen immer mehr Energie, um wirtschaftliches Wachstum, Beschäftigung, gesellschaftliche Teilhabe und Armutsbekämpfung zu fördern. Wir müssen die grüne Energie- und Klimawende dringend noch schneller und konsequenter vorantreiben – und zwar weltweit. 
Den Industrienationen kommt dabei eine wichtige Rolle zu. Als Hauptverursacher des Klimawandels liegt es an uns, mit ambitionierten Klimaschutzzielen und -maßnahmen voranzugehen. Und wir müssen die Länder des globalen Südens, die von den Folgen des Klimawandels am stärksten betroffen sind, dabei unterstützen, sich umwelt- und klimafreundlich zu entwickeln und auf bedarfsgerechte erneuerbare Energiesysteme umzurüsten. Denn auch für sie gilt das siebte Nachhaltigkeitsziel: auch sie haben Recht auf bezahlbare, verlässliche und nachhaltige Energie.
Das Potenzial von erneuerbaren Energien für Entwicklungs- und Schwellenländern ist gewaltig. Viele dieser Länder verfügen über sehr gute Voraussetzungen für die Nutzung von Solarenergie, Wasser- oder Windkraft. Die Nutzung grüner Energiequellen verbessert ihre Versorgung mit Energie und kurbelt die Wirtschaft an. Sie stärkt zudem auch die Unabhängigkeit und Sicherheit ihrer Energieversorgung. Denn die dezentrale Energieerzeugung (etwa über Wasserkraftwerke oder Solarnetze) reduziert die Abhängigkeit von Importen und zentralen Netzen. Davon profitieren gerade auch bisher unterversorgte ländliche Regionen. 
Erneuerbare Energien sind kraftvolle Entwicklungsenergien. Sie ermöglichen Entwicklungsländern ein "leap-frogging": mit ihnen können die ärmeren Länder ein "carbon-lock-in" beziehungsweise eine Abhängigkeit von Brückenenergien wie Gas vermeiden, und ihre Energieversorgung von Beginn an auf sichere und klimafreundliche Beine stellen. Davon profitieren alle: Eine grüne Energiewende fördert eine nachhaltige und krisenfeste Entwicklung in den jeweiligen Ländern, und befördert gleichzeitig den weltweiten Klimaschutz. Um dieses Potenzial zu heben, sind natürlich erhebliche Investitionen erforderlich. Aber diese lohnen sich, denn es ist wesentlich wirksamer und kostengünstiger, Klimarisiken von vornherein zu minimieren, als später Schäden zu beseitigen.
Die Bekämpfung des Klimawandels gehört zu den wichtigsten Prioritäten der deutschen Bundesregierung. Deutschland steht klar hinter den Zielen von Paris und der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und macht sich für eine ambitionierte Energiewende stark – in Deutschland, Europa und weltweit. Das Bundesentwicklungsministerium unterstützt Entwicklungs- und Schwellenländer rund um den Globus dabei, ihren Energiesektor zu dekarbonisieren und einen nachhaltigen, klimafreundlichen Entwicklungspfad einzuschlagen. 
Das ist gerade jetzt dringlicher denn je: denn durch den russischen Angriff auf die Ukraine steigen die Energie-Preise. Dies wird besonders in den Entwicklungsländern spürbar werden, die auf Energieimporte angewiesen und nicht in der Lage sind, die negativen Folgen der Preissteigerungen abzufedern.
Das Kernstück unseres Engagements sind unsere Klima- und Entwicklungspartnerschaften. Hier arbeiten wir eng mit klimapolitisch engagierten Partnerländern zusammen, um sie bei der Transformation zu Klimaneutralität, Klimaresilienz und Nachhaltigkeit zu unterstützen. 
Diesen Monat habe ich eine solche Partnerschaft mit Ruanda unterzeichnet, einem Vorreiter für Klimaschutz in Afrika. Das Bundesentwicklungsministerium wird Ruanda dabei unterstützen, seine ehrgeizeigen Nationalen Klimabeiträge einzulösen, sich besser an den Klimawandel anzupassen und eine nachhaltige Stadtentwicklung voranzutreiben. Die Partnerschaft dient auch dazu, den klimapolitischen Dialog zu stärken, sowie die Zusammenarbeit mit der Wissenschaft, dem Privatsektor und der Zivilgesellschaft zu intensivieren. 
Weitere Partnerschaften sollen folgen. Gerade mit den nordafrikanischen Ländern arbeiten wir bereits seit mehreren Jahrzehnten im Bereich Energiewende eng zusammen. Denn sie verfügen über ideale Voraussetzungen für erneuerbare Energie sowie die Produktion, die Nutzung und sogar den Export von Grünem Wasserstoff. Das könnte auch die Dekarbonisierung schwer elektrifizierbarer Sektoren vorantreiben. Zudem setzen wir auf die Zusammenarbeit mit ambitionierten Schwellenländern, die als große Emittenten für die Erreichung des 1,5-Grad-Zieles eine wichtige Rolle spielen, weil sie regionale Strahlkraft und eine Hebelwirkung für den globalen Klimaschutz haben.
Energiewende bedeutet für mich jedoch nicht nur einen rein technischen Umbau des Energiesektors. Es geht mir vielmehr um eine sozio-ökonomische Transformation. Die Energiewende muss sozial verträglich verlaufen: Dafür müssen alle betroffenen Menschen einbezogen werden und von dem Strukturwandel profitieren. Denn es gilt das Leitprinzip der Agenda 2030: Wir dürfen niemanden zurücklassen. Ich mache mich daher für eine gerechte Transformation stark – eine "Just Transition". 
Wie bei jeder gesamt-gesellschaftlichen Veränderung gibt es natürlich auch bei der Energiewende Menschen, für die der Umbruch mit Einbußen und Verlusten einhergeht. Etwa Menschen, die in CO2-intensiven Industrien tätig waren und die ihre Arbeit verlieren. Für diese Menschen und ihre Familien gilt es, Perspektiven zu schaffen: durch neue Beschäftigungsmöglichkeiten, Fortbildungs- und Qualifizierungsangebote sowie den Aufbau sozialer Sicherungsnetze. Dies wird die deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit ihren Partnern aktiv angehen.       
Auch auf multilateraler Ebene setzt die Bundesregierung auf wirksame Allianzen, um die globale Energie- und Klimawende zu beschleunigen. So wird die Bundesregierung während ihrer diesjährigen G7-Präsidentschaft das Thema "Just Energy Transition" in den Mittelpunkt stellen und Partnerschaften hierzu ausbauen. So wollen wir – auch mit Hilfe des Privatsektors und den multilateralen Entwicklungsbanken – zusätzliche Mittel für die Energiewende mobilisieren. 
Die "Just Energy Transition Partnership" mit Südafrika, die Deutschland gemeinsam mit Großbritannien, den USA, Frankreich und der EU auf der Klimakonferenz 2021 in Glasgow vorgestellt hat, ist ein gutes Beispiel. Südafrika hat sich im Rahmen dieser Partnerschaft verpflichtet, seine Kohleabhängigkeit zu überwinden und in den nächsten 20 Jahren bis zu 1,5 Gigatonnen Emissionen zu vermeiden. Angesichts Südafrikas Rolle als regionaler Stromlieferant wirkt die Partnerschaft auch über die Landesgrenzen hinaus. Ein großer Dank an unsere britischen Partner, die die Entwicklung dieser Partnerschaft koordiniert haben!
Bei der weiteren Ausgestaltung der "Just Energy Transition Partnerships" wird das Bundesentwicklungsministerium eng mit dem Auswärtigen Amt, dem Bundesministerium für Wirtschaft und Klima (BMWK) und dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) zusammenarbeiten. Wir wollen zudem auf den Erfolgen der Glasgower Klimakonferenz und der dort von Großbritannien initiierten Infrastruktur-Partnerschaft aufbauen. Und auch bei der nächsten UN-Klimakonferenz in Ägypten wird sich das Entwicklungsministerium gemeinsam mit Jennifer Morgan, der Sonderbeauftragten für internationale Klimapolitik aus dem Auswärtigen Amt, für ambitioniertere nationale Ziele und einen schnelleren Umstieg auf erneuerbare Energien stark machen. 
Meine Damen und Herren, 
die globale Energiewende ist die Herausforderung des 21. Jahrhunderts. Sie ist kein Luxus, keine Bürde – sondern eine Investition in die Zukunft. In eine Zukunft mit mehr Wohlstand, Teilhabe und Lebensqualität. Die globale Energiewende ist eine einmalige Chance: für Nachhaltigkeit, Resilienz, Souveränität und Frieden. Die Bundesregierung ist entschlossen, sie zu ergreifen. 












Video
Statement zu den Überbrückungshilfen für Studierende
Bundesministerin Bettina Stark-Watzinger – Bundesministerium für Bildung und Forschung
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https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2022/04/20220411-robert-habeck-zu-dem-heutigen-roundtable.html
Robert Habeck zu dem heutigen Roundtable „Ausbau Produktionskapazitäten für die Energiewende“ 
Einleitung
Vizekanzler und Bundeswirtschafts- und Klimaschutzminister Habeck hat heute Vertreterinnen und Vertretern verschiedenere Industriebranchen zu einem digitalen Roundtable zum Thema „Ausbau der Produktionskapazitäten für die Energiewende in Deutschland und Europa“ eingeladen. Teilnehmer des digitalen Treffen waren sowohl Vertreterinnen und Vertreter von Verbänden wie auch Unternehmen aus den Bereichen Windkraftanlagen, PV-Anlagen, Kabel und Stromnetze sowie von Fraunhofer-Gesellschaften.
Im Nachgang zum heutigen Roundtable sagte Vizekanzler und Bundeswirtschafts- und Klimaschutzminister Robert Habeck:
„Für eine erfolgreiche Energiewende brauchen wir ausreichend Produktionskapazitäten und -standorte für erneuerbare Energien-Anlagen in Deutschland und Europa. Wir müssen mit ganzer Kraft und auf allen Ebenen laufende Genehmigungsverfahren und Projekte zum Erneuerbaren-Ausbau vorantreiben, damit Windräder auch tatsächlich gebaut, Photovoltaikanlagen aufgestellt, Netze installiert und Kabel verlegt werden. Das ist heute dringlicher denn je. Das Osterpaket, welches letzte Woche im Kabinett verabschiedet wurde, ist ein zentraler Beschleuniger für den Erneuerbaren-Ausbau auf gesetzlicher Ebene. Wir müssen industriepolitische Rahmenbedingungen aber ebenfalls mitdenken und laufende Projekte mit ganzer Kraft vorantreiben. Wir haben daher heute vereinbart, Hemmnisse in den einzelnen Branchen genauer zu analysieren und anzugehen.“
Die gesamte Pressekonferenz können Sie hier nachhören
Pressestatement von Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz Robert Habeck im Anschluss an den Roundtable „Ausbau der Produktionskapazitäten für die Energiewende in Deutschland und Europa“

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Livestream/2022/4/20220411-pressestatement-nach-produktionsgipfel/videostream.html
